
Volkseigentums zu schaffen, wobei 
für die Länder Bevollmächtigte die­
ses Ausschusses zu ernennen sind.

. Die Deutsche Wirtschaftskommis­
sion hat die juristische Eintragung 
der volkseigenen Betriebe in kürze­
ster Frist zu gewährleisten.

3. Alle Betriebe, die ohne genügenden 
Grund sequestriert wurden und die 
nicht in die nach Ziffer 1 dieses Be­
fehls bestätigten Listen aufgenom­
men wurden, sind den früheren Be­
sitzern bis zum 30. April d. J. zurück­
zugeben.

4. Die Deutsche Wirtschaftskommis­
sion und entsprechend ihren An­
weisungen die Landesregierungen 
sind verpflichtet, bis zum 15. Mai 
d. J. eine Entscheidung über den 
sonstigen sequestrierten Besitz (se­
questrierte Häuser, Grundstücke 
usw.) zu treffen, wobei zu Unrecht 
sequestrierter Besitz den früheren 
Eigentümern zurückgegeben wird. 
Ebenso hat sie auch in der Frage 
des Resteigentums der Betriebe, die 
als Rüstungspotentials oder durch 
ein anderes in den Potsdamer Be­
schlüssen vorgesehenes Verfahren 
liquidiert wurden, eine Entscheidung 
zu treffen in den Fällen, wenn über 
einen derartigen Besitz eine solche 
nicht getroffen wurde.

5. Der Befehl der SMAD Nr. 124 vom 
30. Oktober 1945 wird nunmehr nach 
seiner Durchführung außer Kraft 
gesetzt und jegliche weitere Seque­
strierung von Eigentum auf Grund 
des erwähnten Befehls verboten.

6. Die Kommission für Sequestrierung 
und Beschlagnahme bei der Sowjeti­
schen Militär-Administration in 
Deutschland sowie alle zentralen 
und örtlichen deutschen Kommissio­
nen für Sequestrierung und Be­
schlagnahme, die zur Durchführung 
des Befehls 124 geschaffen wurden, 
sind aufzulösen, da sie ihre Auf­
gaben erfüllt haben.

7. Die Deutsche Wirtschaftskommis­
sion wird beauftragt, Maßnahmen 
auszuarbeiten, die einen schnellen 
Wiederaufbau und die vollständige 
Ausnutzung aller volkseigenen Be­
triebe sowie des übrigen Volkseigen­
tums im Interesse der Bevölkerung 
gewährleisten.

8. Die Deutsche Wirtschaftskommis­
sion wird beauftragt, zur Durchfüh­
rung dieses Befehls Richtlinien zu 
erlassen und andere entsprechende 
Maßnahmen zu ergreifen.

9. Der Befehl tritt mit dem Tage sei­
ner Veröffentlichung in Kraft.

Berlin, den 17. April 1948.
Der Oberste Chef 

der Sowjetischen Militär-Administration 
und Oberkommandierende der Sowjeti­
schen Besatzungstruppen in Deutschland 

Marschall der Sowjetunion 
W. Sokolöwski

Der Chef des Stabes 
der Sowjetischen Militär-Administration 

in Deutschland 
Generalleutnant Lukjantschenko
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Erste Verordnung zur Ausführung des 
SMAD-Befehls Nr. 64 (Richtlinien Nr. 1)
Die Deutsche Wirtschaftskommission 
hat in ihrer Vollsitzung vom 28. April 
1948 nachstehende Verordnung beschlos­
sen:

2. Die Enteignung erstreckt sich bei Ent­
eignungen wirtschaftlicher Unterneh­
mungen nicht nur auf das bilanzierte 
Vermögen, sondern überhaupt auf das 
den betrieblichen Zwecken dienende 
Vermögen, einschließlich aller Rechte 
und Beteiligungen, soweit nicht die Be­
schlüsse der Landeskommissionen aus­
drücklich etwas anderes bestimmen.
Ist von einem Unternehmen mit mehre­
ren Betriebsstätten nur ein Teil der Be­
triebsstätten enteignet worden, so gilt 
die Enteignung auch hinsichtlich aller 
anderen Unternehmensteile, die in wirt­
schaftlichem Zusammenhang untereinan­
der stehen.

4. Nach dem in Befehl Nr. 64 angeord­
neten Abschluß der Sequestrierungen und 
Rechtsmittel gegen die Enteignungen 
und sonstige Maßnahmen zur Wieder­
aufnahme von Sequesterverfahren nicht 
mehr zulässig.

Berlin, den 28. April 1948
Rau Selbmann

Vorsitzender Stellv. Vorsitzender
der Deutschen Wirtschaftskommission 
für die sowjetische Besatzungszone

Der Fall „Firma Carmol“
DOKUMENT NR. 135

R. A. Kae/vG. 6. Dezember 1948
Bericht

Am 2. 12. 1948 erfolgte auf Grund 
einer Meldung des Ministers für Wirt­
schaftsplanung, Abt. Industrie, Herrn 
Ministerialrat Weidenbach, eine Über­
prüfung der in Rheinsberg, Kreis Rup- 
pin, belegenen Firmen Carmol und La- 
bofach.
Vor der Überprüfung erfolgte eine Rück­
sprache mit dem Leiter der Abt. Indu­
strie des Kreises Ruppin in Neuruppin. 
Die Überprüfung der Firma Carmol er­
gab folgendes:
Ein Anteil an diesem Betrieb ist auf 
Grund des Befehls 124 enteignet wor­
den. Die restlichen Anteile sollten zu 
Lasten der Betriebsverbindlichkeiten 
freigestellt werden.
Es wurde jedoch festgestellt, daß die 
Firma Carmol auf dem Gelände des 
ehemaligen Wehrmachts-Sanitätsparkes 
Abteilung Apothekerwesen arbeitet und 
nach Mitteilung des zuständigen Stadt­
verordneten der Stadt Rheinsberg, Gie- 
sedke, Vermögenswerte dieses früheren 
Wehrmachtseigentums übernommen hat. 
Ferner hat der verantwortliche Betriebs­
leiter namens Wolf Vermögenswerte von 
der enteigneten Firma Heyl & Co., Neu­
ruppin, käuflicherweise erworben. Ver­

äußerer war ein gewisser Dr. Hofmann, 
der jetzige Inhaber der Firma Labo- 
fach. Zu dieser Veräußerung war Dr. 
Hofmann nicht berechtigt, da er sich die 
Stellung als Treuhänder nach Mitteilung 
des Leiters der Abt. Industrie ohne Be­
stellung angemaßt hatte.
Die Landeskontrollkommission hat vor 
einigen Tagen ebenfalls eine Überprü­
fung der Firma Carmol vorgenommen, 
mit dem Ergebnis der Inhaftierung des 
Wolf und dem Erlaß eines Haftbefehls 
gegen den zurzeit flüchtigen Mitge­
schäftsführer Neumann. Es sind dort 
nach Mitteilung des Stadtverordneten 
Giesecke größere Bestände nicht gemel­
deter pharmazeutischer Artikel vorge­
funden worden, die von der Landeskon- 
troll-Kommission beschlagnahmt und der 
Staatsanwaltschaft in Neuruppin über­
geben wurden.
Es wurde somit festgestellt, daß die 
Firma Carmol nicht anteilsmäßig Volks­
eigentum ist, sondern die von der Wehr­
macht bezw. von der Fa. Heyl & Co. 
übernommenen Werte ebenfalls Volks­
eigentum sind, sodaß die Rückführung 
des gesamten Unternehmens Carmol in 
den volkseigenen Sektor notwendig er­
schien und an Ort und Stelle verfügt 
wurde.
Als Treuhänder wurde vorübergehend 
der Stadtverordnete Giesecke (SED) be­
stellt mit der Einigung, daß er nicht 
Fachmann ist, mit den zuständigen Re­
gierungsstellen zu verhandlen, um mög­
lichst umgehend einen Fachmann, einen 
Pharmazeuten also, nach Rheinsberg als 
Werkleiter zu entsenden.
Bei der Firma Labofach in Rheinsberg, 
deren Inhaber Hofmann nach Mitteilung 
des Stadtverordneten Giesecke nach Be­
kanntgabe des Haftbefehls gegen die 
Leiter der Firma in die Westzone ab­
reiste, verhält es sich ähnlich.
Dieser Dr. Hofmann hat ebenfalls Ver­
mögenswerte angemaßter Treuhänder 
der enteigneten Firma Heyl & Co. selbst 
verkauft und außerdem nach Mitteilung 
des Leiters der Abteilung Industrie in 
Neuruppin, des Stadtverordneten Gie­
secke, und eines Auto-Reparaturwerk­
stattleiters in Rheinsberg als ehemaliger 
Stabsapotheker des Sanitätsparkes Rheins­
berg Wehrmachteigentum für sein Pri­
vatunternehmen übernommen. Es wurde 
auch in diesem Fall die Rückführung 
des Betriebes in den volkseigenen Sek­
tor verfügt und der Stadtverordnete 
Giesecke zum vorläufigen Treuhänder 
im gegenseitigen Einvernehmen bestellt. 
Es ist hierbei zu bemerken, daß die 
Firma Carmol zurzeit mit etwas mehr 
als 70 Arbeitern und Angestellten ar­
beitet, die Firma Labofach mit knapp 25 
Personen.
Der von der Landesregierung einzu­
setzende Werkleiter könnte wegen 
außerordentlich günstiger räumlicher 
Entfernung dieser beiden Unternehmen 
die Firma Carmol und Labofach zusam­
men leiten.
Auf Grund einer Meldung des jetzigen 
Bürgermeisters der Gemeinde Velten 
Kreis Osthavelland wurde ferner der 
Privatbetrieb Kohne u. Fiedler in Vel­
ten, Wilhelmstr. 31, überprüft.
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